P R O T O K O L L
über die Gemeinderatssitzung

am Donnerstag, 10.1.2007, 19:00 Uhr

Ort: Gemeindeamt Ulrichskirchen

Eingeladen und anwesend waren:

Vizebgm. Rolf-Dieter Hensel



GfGR Robert Busch

GfGR Josef Holzbauer



GfGR Susanne Wohner

GfGR Josef Stöckelmayer




GR Rudolf Roschitz




GR Wolfgang Kraus

GR Ludwig Wernhart 




GR Wolfgang Kalser

GR Ing. Karl Jansky




GR Franz Busch
GR Prof. Mag. G. Schwaigerlehner


GR Ingeborg Esberger

GR Josef Binder






GR Maria Schütz




GR Johann Krexner
GR Ing. Markus Köstler




Entschuldigt: GfGR Neumann, GR Schuster, GR Mader

Vorsitz:
Bgm. Ernst Bauer

Protokoll:
Heidi Holzmann
TAGESORDNUNG:

Öffentlich:

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 7.12.2006
3. Wasserschaden Volksschule, Genehmigung der Prozessführung

4. Brückensanierung – Eichgraben

5. EVN-Stromliefervertrag – Kündigung

6. Atemschutzfahrzeug der FF im Bezirk Mistelbach, Kostenbeitrag

7. Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit:
8. Bildungsfreistellung

9. Änderung der Dienstverträge

TO 1) Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bgm.Ernst Bauer begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 
TO 2) Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 07.12.2006

Das Sitzungsprotokoll vom 17.12.2006 wird einstimmig genehmigt und gefertigt.
TO 3) Wasserschaden Volksschule, Genehmigung der Prozessführung
Bgm Bauer: Am 12.12.2006 fand die erste Gerichtsverhandlung im Landesgericht Korneuburg gemeinsam mit den geklagten Parteien statt. 

Nach Einspruch des Rechtsanwaltes des DI Braun und kurzer Unterbrechung des Gerichtes um sich mit diesem näher zu befassen, wird seitens des Gerichtes der GR-Beschluss vom 29.6.2006  zur Prozessführung gegen die Firmen Ing. Gindl GesmbH, die Lahofer Bau GesmbH, die R. Ecker Gas-Wasser-Heizungsinstallations und Betriebs GmbH sowie Herrn DI Erich Braun nicht anerkannt. Ein GR.-Beschluss ist bis 31.01.2007 nachzubringen. 
GfGR Busch: Bevor über diesen Pkt abgestimmt wird möchte die SPÖ Fraktion noch verschiedene Punkte klären, da u.a. auch einige formale Fehler vorliegen:
Folgende Fragen stellt die SPÖ an Bgm. Bauer:

1. Warum klagt die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach und nicht die Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH als Eigentümerin?

2. Hat die Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH die Klagsabtretung angenommen und gibt es dafür schriftliche Unterlagen? Warum wurde die Annahme der Abtretung dem zuständigen Organ der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach nicht zur Beschlussfassung vorgelegt.

3. Wer hat wann die Klage tatsächlich eingebracht?

4. Wo werden im Gutachten von DI Garo die zu beklagenden Parteien dezidiert angeführt bzw. gibt es dafür andere schriftliche Unterlagen?

5. Warum wurde das Gutachten von DI Garo bei der GR-Sitzung vom 29.6.2006 bei der Beschlussfassung nicht vorgelegt, obwohl Bgm. Bauer bereits bei der GR-Sitzung vom 30.3.2006 unter TOP 16 (Anfragen und Mitteilungen) die Fa. Gindl, Ecker, Lahofer und Arch. Braun als zu beklagende Parteien angeführt hat.

6. Bgm. Bauer hat die Gemeindeorgane (GR am 29.6.2006 od. GV am 7.9.2006) falsch informiert! 

· GR-Sitzung vom 29.6.2006 TOP 5 Wasserschaden Volksschule:
„Antrag Bgm. Bauer: Zur Refundierung der Kosten für die Behebung des Wasserschadens wird Rechtsanwalt Dr. Getreuer beauftragt, die Klage gegen die beteiligten Parteien (Braun, Ecker, Gindl, Lahofer, voraussichtlich Haustechnik KWI) einzubringen.“

· GV-Sitzung vom 7.9.2006 TOP 11 Anfragen und Mitteilungen:
„Bgm. Bauer: Es wurde noch nicht geklagt, es wurden erst die Schriftsätze vorbereitet.“

· Im Schreiben von RA Dr. Getreuer vom 13.12.2006 ist festgehalten: „Das Gericht hat weiters bemängelt, dass der vorliegende Gemeinderatsbeschluss zur Klagsführung nicht ausreichend ist. Insbesondere sei darin enthalten, dass eine Klagsführung erst erfolgen soll, obwohl zum Zeitpunkt der Beschlussfassung die Klage bereits eingebracht war.“

7. Welche Anträge liegen zur Beschlussfassung vor?

ad 1)

Bgm. Bauer: Auftraggeber war die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach, die Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH hat sämtliche Rechte an die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach abgetreten.

GfGR Busch: Lt. Schreiben von Dr. Getreuer vom 13.12.2006 ist hierzu jedoch ein Beschluss des Gemeindevorstandes nötig, welcher noch nicht vorliegt.

Bgm. Bauer: Hr. Dr. Getreuer hat diese Beschlüsse sowohl für den Gemeindevorstand als auch für den Gemeinderat wortgetreu vorbereitet, Bgm. Bauer hat sich für die Beschlussfassung im Gemeinderat entschlossen. Bgm. Bauer weist darauf hin, dass in dem zitierten Schreiben vom 13.12.2006 auch steht, dass Hr. Dr. Getreuer weder einen Beschluss des Gemeindevorstandes noch einen des Gemeinderates als notwendig erachtet, Hr. Dr. Getreuer hat diesen dennoch in den neu zu fassenden Beschluss eingearbeitet.
GfGR Wohner: Es kann im Gemeinderat kein Beschluss gefasst werden, welcher im Gemeindevorstand gefasst werden sollte.
ad 2)

Bgm. Bauer: Es gibt eine schriftliche Bestätigung von der Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH.

GfGR Wohner: Diese fehlt in den Unterlagen für die GR Sitzung, die Unterlagen waren daher unvollständig.

GfGR Busch: Diese wurde von ihm noch nie gesehen, er kann nicht über etwas abstimmen, das er noch nie gesehen hat.

ad 3)

GfGR Busch: Lt. Schreiben von Dr. Getreuer wurde die Klage bereits vor GR Beschlussfassung vom 29.6.2006 eingebracht, was vor Gericht nun ein Problem darstellt.

Bgm. Bauer: Die Klage wurde Ende Mai bzw. Anfang Juni 2006 eingebracht.

ad 4+5)

GfGR Busch: Nach genauer Durchsicht des Gutachtens von DI Garo konnte keine Namensnennung der 4 geklagten Parteien gefunden werden. Der Voschlag der SPÖ Fraktion ist immer gewesen, die Firmen Ecker und Gindl zu klagen und eventuell die Fa. KWI, da diese für die Überwachung der Haustechnik zuständig war. Dennoch wurden DI Braun und Fa. Lahofer geklagt, diese wurden vom Gericht jedoch bereits entlastet und die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach wird deren Gerichtskosten übernehmen müssen.
Bgm. Bauer: Vor Einbringung der Klage wurde diese mit allen Fraktionen abgesprochen und auch von der SPÖ Fraktion ist die Zustimmung gekommen.

GfGR Busch verneint diese Aussage.

GR Schütz: Sie weist darauf hin, dass zum damaligen Zeitpunkt mehrere Besprechungen mit Vertretern aller Parteien geführt wurden und man sich schließlich einigte, die 4 Parteien zu klagen.

Bgm. Bauer: Dies wurde dann auch in der GR Sitzung am 29.6.2006 einstimmig beschlossen.

GfGR Wohner: Sie möchte den Schriftverkehr sehen, in welchem von DI Garo dezidiert die 4 Firmen angeführt sind, welche schlussendlich geklagt wurden.

ad 6)
GfGR Busch: Es wurde ein falscher Beschluss gefasst, da der Gemeinderat falsch informiert gewesen ist. Es sind 3 Fehler gemacht worden: Zum Zeitpunkt der Beschlussfassung war die Klage bereits eingereicht, weiters liegt kein gültiger Beschluss für die Einleitung eines Beweissicherungsverfahrens durch RA Dr. Neid vor und auch die Abtretung an die Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH gehört beschlossen.
Bgm. Bauer weist auf den GV Beschluss vom 18.8.2005 hin, in welchem die Einleitung des Beweissicherungsverfahren durch RA Dr. Neid beschlossen wurde.

GR Binder: Bei der Vehandlung am 12.12.2006 wurde von einem Anwalt ein Formfehler erkannt, welcher nun berichtigt gehört.

GR Kraus: Weist darauf hin, dass die SPÖ Fraktion genau wie die anderen Fraktionen daran interessiert ist, dass die Gemeinde nicht die Kosten trägt, und nur vermeiden möchte, dass durch weitere Formalfehler das Verfahren verzögert werden könnte. Es kann gewesen sein, dass die Einbringung der Klage ohne Beschluss auf Grund von knapper Zeit notwendig gewesen ist, jedoch hätte dann der GR Beschluss anders formuliert werden müssen. Tatsache ist jedoch, dass Bgm. Bauer es so dargestellt hat, als wäre die Klage noch nicht eingebracht und auch 3 Monate später bei der GV Sitzung dies nochmals behauptet hat. Dr. Getreuer schreibt, dass für die Abretung ein Gemeindevorstandsbeschluss notwendig ist.

GR Schwaigerlehner: Stellt die Frage, ob die Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH für die Schäden aufkommen würde, wenn es keine Zession der Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH zu Gunsten der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach geben würde. Natürlich nicht, denn alle Kosten sind lt. dem mit der Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH abgeschlossenen Vertrag durch die Gemeinde zu tragen. Für ihn ist die nun notwendige Korrektion der ursprünglichen Beschlussfassung nur durch das Wort „nachträglich“ erledigt und er versteht nicht, Bgm. Bauer hier falsche Absichten unterstellen zu wollen.

ad 7)
Antrag Bgm. Bauer:

Bgm. Bauer führt im Sinne des Punktes 5 der Tagesordnung der Gemeinderatssitzung vom 29.6.2006 aus, dass die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zu 2 Cg115/06 x des Landesgerichtes Korneuburg Klage gegen die Ing. Gindl GesmbH, die Lahofer Bau GesmbH, die R.Ecker Gas-Wasser-Heizungsinstalltions und Betriebs GmbH sowie Herrn DI Erich Braun in Höhe von EUR 82.230,59 eingebracht hat. Bgm. Bauer beantragt, dass der Gemeinderat den Beschluss fällt, diese Prozessführung ausdrücklich zu genehmigen.
Beschluss: Mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 7 Gegenstimmen (SPÖ)

Antrag Bgm. Bauer:

Bgm. Bauer führt weiters aus, dass gemäß dem Bauvertrag, der mit der Quadec Z Immobilienleasing GmbH zur Errichtung der Volksschule Ulrichskirchen abgeschlossen wurde, diese sämtliche Ansprüche gegen die ausführenden Firmen aus Gewährleistung und Schadenersatz an die Gemeinde abzutreten hat. Bgm. Bauer beantragt, dass der Gemeinderat einer Abtretung sämtlicher Forderungen gegen die oben genannten Firmen durch die Quadec Z Immobilienleasing GmbH ausdrücklich zustimmt. Zur Vorbereitung des Prozesses hat die Gemeinde durch Hrn. RA Dr. Neid ein Beweissicherungsverfahren eingeleitet. Hr. Bgm. Bauer beantragt weiters den Beschluss, dass diese Antragstellung ausdrücklich genehmigt wird.
Beschluss: Mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 7 Gegenstimmen (SPÖ)

Begründung der Nichtzustimmung der SPÖ Fraktion durch GfGR Busch:

Weist darauf hin, dass im Gemeindevorstand nur die Genehmigung der Prozessführung besprochen wurde, von der Abtretung und der Erteilung des Auftrages an RA Dr. Neid bezüglich der Einleitung des Beweissicherungsverfahrens hat man erst aus den Unterlagen für die GR Sitzung erfahren. Diese Punkte stehen auch nicht auf der Einladung zur Sitzung.

Die SPÖ ist der Meinung, dass folgende Beschlüsse zu fassen sind:

a. Beauftragung von RA Dr. Neid zur Einleitung eines Beweissicherungsverfahrens

b. Annahme der Abtretung des Verfahrens durch die Fa. Quadec Z Immobilienleasing GmbH an die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach. Dieser Beschluss ist vom GV zu fassen!

c. Genehmigung der Klagsführung

Auf Grund des bisherigen Verfahrensverlaufs und insbesondere unter Berücksichtung des Schreibens von RA der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach Dr. Getreuer vom 13.12.2006 ist anzunehmen, dass die Verhandlung hinsichtlich der beklagten Parteien Fa. Lahofer und Arch. Braun zu einen negativen Urteil führen wird. Die Klageermächtigung ist daher auf die Fa. Ecker, Gindl und KWI einzugrenzen. 

Im Übrigen ist der Klub der sozialdemokratischen Gemeinderäte der Auffassung dass gemäß § 36 Abs. 2 Pkt. 1 dem GV die Vorberatung und Antragstellung der in den Wirkungskreis des GR fallenden Angelegenheiten obliegt. Da der GV mit der Sachlage nur teilweise befasst wurde, liegt eine vollständige Vorberatung und Antragstellung nicht vor. Um eine aus Verfahrensmängeln begründetet nachteilige Urteilsfindung für die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zu vermeiden, beantragt der Klub der sozialdemokratischen Gemeinderäte den TOP 3 abzusetzen und einer neuerlichen GR-Sitzung unter Beachtung der Bestimmungen der NÖ-Gemeindeordnung vorzulegen. Sollten für die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach rechtliche oder finanzielle Nachteile aus den Mehrheitsbeschlüssen von ÖVP und GRÜNE entstehen, behaltet sich der Klub der sozialdemokratischen Gemeinderäte vor die Namen der GR zu veröffentlichen.

Bgm. Bauer: Weist darauf hin, dass die Unterlagen, auf welchem die zu beschließenden Anträge mit genauem Wortlaut ersichtlich sind, in der Gemeinderatsmappe aufgelegen sind und diese von GfGR Wohner auch kopiert wurden.
GfGR Busch: Weiters möchte er darauf hinweisen, dass auf diesen Schriftstücken die Eingangsstempeln fehlen.

TO 4) Brückensanierung - Eichgraben
Im Zuge des Baues des Hochwasserschutzbeckens in der Viehtrift mit dem Überlauf in den Eichgraben wurde von der WA 3 festgestellt, dass die Brücke über den Eichgraben, Verbindung zwischen Viehtrift und Kramergasse, derart desolat ist, dass diese fast nicht mehr benutzbar ist.

WA 3 wird die Instandsetzungsarbeiten im Zuge der Einmündung des Überlaufes erledigen. Seitens der Gemeinde sind die Betonfertigteile zur Verfügung zu stellen.

Antrag Bgm Bauer: Die U-förmigen Stahlbetonfertigteile 320/165, Wandstärke 25 cm, gesamt 6 lfm, zum Gesamtpreis von EUR 6.062,40 bei der Firma Ockermüller Betonwaren GmbH, 3425 Langenlebern anzukaufen. 
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 5)EVN- Stromliefervertrag - Kündigung
Unser Stromliefervertrag mit der EVN läuft mit 31.07.2007 aus. Dieser beinhaltet ein 6 monatige Kündigungsfrist. Unser Verbrauch steht dzt. bei ca. 310.000 kWh. Man einigt sich, die Ausschreibung an die Firmen EVN, Bioenergie Wolkersdorf, Verbund und Wien-Energie zu senden.

Vizebgm. Hensel regt an, die Umweltberatung in die Ausschreibung bzw. Angebotsprüfung zu involvieren. Es sollen Angebote über konventionellen Strom und Strom aus erneuerbarer Energie eingeholt werden.
Antrag Bgm Bauer: Den Stromliefervertrag mit der EVN unter Einhaltung der Kündigungsfrist zu kündigen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 6) Atemschutzfahrzeug der FF im Bezirk Mistelbach, Kostenbeitrag
Seitens der BH wird ein einmaliger Kostenbeitrag der Gemeinden in Höhe von € 2,00 /EW für die Anschaffung eines Atemschutzfahrzeuges für den Bezirk Mistelbach empfohlen.

Antrag Bgm Bauer: Für die Anschaffung eines Atemschutzfahrzeuges für den Bezirk Mistelbach den Beitrag von  EUR 2,00 pro Einwohner einmalig zu genehmigen.
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen
TO 7) Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

GfGR Wohner: Stimmt es, dass auch im mittelfristigen Finanzplan zur Finanzierung des Kanalanschlusses für den Sportplatz in Ulrichskirchen jährlich EUR 5.000,00 vom Sportverein und EUR 5.000,00 von der Gemeinde angeführt sind? Dies wird also so lange weitergeschrieben, bis die benötigten EUR 50.000,00 erreicht sind?

GfGR Stöckelmayer: Dies sollte so angeführt sind.

GfGR Wohner: Wie kann man schreiben, dass der Sportverein Ulrichskirchen EUR 25.000,00 zahlen soll, ohne dass mit dem Sportverein gesprochen wurde?
Bgm. Bauer: Der Sportverein hat gesagt, dass er mitarbeiten möchte und wird.

GfGR Wohner: Wir soll die praktische Durchführung passieren? Werden die Arbeiten in jährlichen Abschnitten durchgeführt?

Bgm. Bauer: Die Informationsveranstaltung bezüglich der Erdanschüttung auf Grund Bulgarini findet am 15.1.2007 um 19 Uhr im Gemeindeamt Ulrichskirchen statt.

GfGR Busch: Umfahrung Ulrichskirchen – wie ist die weitere Vorgehensweise?
Bgm. Bauer: In einer Besprechung mit Baudirektor Gruber in der NÖ Landesregierung im November 2006 wurde vereinbart, dass im Frühjahr Hr. DI Hofrat Schwarz eine Informationsveranstaltung gibt, in welcher eventuelle Möglichkeiten präsentiert werden.

Bgm. Bauer beendet, da es keine weiteren Anfragen und Mitteilungen gibt, um 19:47 Uhr die Sitzung.
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